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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Energiepolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Springonim, Dr.Burg- 
badier, Russer Vogel, Hödierl und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drudcsadie VI/968 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. In weldiem Umfang wird die deutsdie Steinkohlenförderung im 
Jahre 1970 vöraussiditlidi hinter der Voraussdiätzung des 
Bundesbeauftragten für den Steinkohlenbergbau Zurückbleiben? 

Der Bundesbeauftragte hat in seiner Absatzvorausschau vom 
November 1969 aufgrund einer Analyse der Fördermöglich- 
keiten der Reviere und nach eingehender Prüfung mit dem 
Kohlenbeirat die Steinkohlenförderung für 1970 auf 114,5 Mio t 
geschätzt. Aufgrund von neueren Meldüngen* der Bergbauunter- 
nehmen, der effektiven Förderung in der ersten Hälfte dieses 
Jahres und der vorausschaubaren Entwicklung bis zum Jahres- 
ende rechnet der Bundesbeauftragte nun mit einem Zurück- 
bleiben der Förderung um 2 bis 2,5 Mio t gegenüber der Absatz- 
vorausschau vom November letzten Jahres. 


2. Auf welche Ursachen ist das Zurückbleiben der Steinkohlen- 
förderung hinter der Vorausschätzung zurückzuführen? 

Das Zurückbleiben der Steinkohlenförderung ist_ im wesent- 
lichen auf folgende Ursachen zurückzuführen: 

1. Die Höhe der Förderung wird in erheblichem Umfang von 
der Arbeitsproduktivität, d. h. der Leistung je Mann und 
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Schidit, im Bereich des Untertagebetriebes bestimmt. Sie ist 
im 1. Halbjahr 1970 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
nur um 2,7 Vo angestiegen, während die Zuwachsraten in 
den Jahren 1961 bis 1969 im Durchschnitt 6,5 Vo betrugen. 

2. Die Höhe der Förderung im Steinkohlenbergbau hängt 
weiter von der Zahl der Beschäftigten ab. Hier besteht nach 
wie vor ein großer Bedarf. Die Zahl der offenen Stellen 
betrug Ende Mai 92Q0, davon allein 5800 bei den Untertage- 
arbeitern. Der Bergbau unternimmt große Anstrengungen, 
durch intensive Werbung und Nachwuchsförderung die 
Lücke zu schließen. So sollen in diesem Jahr u. a. zusätzlich 
6800 ausländische Arbeitskräfte angeworben werden, von 
denen schon 3300 eingestellt sind. Einen Beitrag zur Steige- 
rung der Produktion werden sie jedoch erst nach einer 
gründlichen Ausbildung leisten können. 

3. Die Zunahme der „Fehlschichten" - alle aus unterschied- 
lichen Gründen, wie Krankheit, Unfall, Urlaub, nicht ver- 
fahrenen Schichten - in diesem Jahr wirkt sich sehr negativ 
auf die Höhe der Steinkohlenförderung aus. 1 Vo Fehlschich- 
ten über ein Jahr, auf den gesamten deutschen Bergbau 
bezogen, führt zu einem Förderausfall von über 1 Mio t 
Steinkohle. Im 1. Halbjahr 1970 erreichten die Fehlschichten 
einen Anteil von 24,1 Vo gegenüber 21,3 ®/o zur gleichen Zeit 
des Vorjahres? d. h. seit dem 1. Januar 1970 fehlten durch- 
schnittlich 24 von hundert beschäftigten Arbeitern. Die 
tieferen Gründe für den Anstieg der Fehlschichten werden 
z. Z. von den Beteiligten untersucht. 


3. Läßt die besondere Mitbestimmungsregelung bei der Ruhrkohle 
AG positive Auswirkungen auf die Eindämmung der Arbeits- 
kräfteabwanderung, die Verminderung der Fehlzeiten der Be- 
schäftigten und die Produktivitätsentwicklung im Vergleich zu 
anderen Bergwerksgesellschaften erkennen? 


Die besondere Mitbestimmungsregelung bei der Ruhrkohle AG 
ist erst seit dem 1. Januar 1970 eingeführt. Der Zeitraum' eines 
halben Jahres ist zu kurz, um jetzt schon fundierte Aussagen 
madien zu können. Es ist jedoch eine positive Auswirkung der 
besonderen Mitbestimmungsregelung bei der Ruhrkohle AG 
auf die in der Frage angesprochenen Faktoren zu erwarten. 

Im übrigen ist die besondere Mitbestimmungsregelung bei den 
übrigen Bergbaugesellschaften, die über mehr als eine Schacht- 
anlage verfügen, sinngemäß eingeführt. Eine Entscheidung bei 
der Saarbergwerke AG steht bevor. 


4. Glaubt die Bundesregierung, daß nach überwinden der „Anlauf- 
schwierigkeiten bei der Neuordnung des Ruhrbergbaus* das 
Produktivitätswadistum im Steinkohlenbergbau wieder die 
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unmittelbar vor der Neuordnung besonders hohen Wadistums- 
raten der Jahre 1967 und 1968 erreichen wird? 


Der an der Entwicklung der Schichtleistung gemessene Produk- 
tivitätsfortschritt hat sich in der Vergangenheit nicht geradlinig 
entwickelt; er unterlag vielmehr trotz des nach oben gerichteten 
Trends in den einzelnen Jahren erheblichen Schwankungen. Es 
ist nicht zu erwarten, daß die hohen Fortschrittsraten der Jahre 
1967 und 1968 in nächster Zeit wieder erreicht werden. Dies ist 
insbesondere auf folgende Gründe zurückzuführen: 

— Die Kohlengewinnung im Steinkohlenbergbau ist heute zu 
rund 90 Vo voll mechanisiert. Einer Erhöhung dieses Prozent- 
satzes sind technische Grenzen gesetzt. Chancen bietet noch 
die Automation des Strebausbaus, die heute erst bei 30 Vo 
liegt. Die hier gegebenen Möglichkeiten erfordern aber be- 
trächtliche Finanzmittel. 

— Die hohen Zuwachsraten der Produktivität in den Jahren 
1967 und 1968 v/aren wesentlich von der Tatsache bestimmt, 
daß in Anpassung an die in diesen Jahren bestehende 
Absatzkrise der Abbau auf die besten Flöze konzentriert 
wurde. Derartige Maßnahmen sind aber unter dem Gesichts- 
punkt der nachhaltigen Nutzung der Lagerstätte nur zeitlich 
begrenzt möglich. 

Langfristig wird jedoch die Neuordnung der Lagerstätten an der 
Ruhr gute Chancen für beträchtliche Produktivitätssteigerungen 
bieten. Der Neuzuschnitt der Lagerstätten wird nach dem durch 
Gründung der Ruhrkohle AG erfolgten Wegfall der bisherigen 
Markscheiden einige Jahre dauern und auch erhebliche Investi- 
tionen erfordern. Der Vorstand der Ruhrkohle AG steht nach 
wie vor zu seiner Prognose, wonach die Schichtleistung unter 
Tage i:n Jahre 1980 die 8-Tonnen-Grenze überschreiten wird. 

Um zu diesem Ziel - bei einer heutigen Schichtleistung von 
3,9 t - zu gelangen, wird es nicht zuletzt einer intensiven Berg- 
bauforschung bedürfen. 


5. Kennt die Bundesregierung die erwarteten Kosteneinsparungen 
durch die Ausnutzung der spezifischen Rationalisierungs- 
Chancen (Konzentration auf die ertragsstärksten Anlagen) des 
neugeordneten Ruhrbergbaus? 

Wenn ja, wie hoch sind sie? 

In welchem Zeitraum können sie nach Meinung der Bundes- 
regierung erzielt werden? 


Diese Fragen lassen sich erst beantworten, wenn die Ruhrkohle 
ihre Überlegungen zur Gestaltung des Konzentrationspro- 
grammes abgeschlossen hat. Es ist aber hervorzuheben, daß es 
bei Erarbeitung dieses Programms nicht allein auf die Kosten- 
situation ankommt, sondern in ebenso starkem Maße auf die 
Erlösentwicklung, die von der Marktlage bestimmt wird. Das 
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Konzentrationsprogramm kann sich deshalb nur aus einer 
geschlossenen Gesamtkonzeption ergeben, das die Absatz- 
entwicklung, die Produktionsmöglichkeiten und die Erforder- 
nisse einer geordneten Belegschaftspolitik in Übereinstimmung 
bringt. Die Vorlage des Programms erwartet die Bundesregie- 
rung noch in diesem Jahr, 


6. Der Präsident des Beratenden Ausschusses, van Berk, hat den 
erwarteten Kapazitätsabbau in den anderen Ländern der Ge- 
meinschaft bis 1975 auf 23,5 Millionen t beziffert. Hält die 
Bundesregierung unter diesen Umständen bei Abwägung aller 
möglichen Konzentrationsvorteile Zechenstillegungen entspre- 
chend den Äußerungen aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
im Hinblick auf die europäische Versorgungssicherheit über- 
haupt für vertretbar? 

Die Bundesregierung hält nach wie vor die vom Gesetzgeber 
geforderte Konzentration der Förderung auf die ertragstärk- 
sten Zechen für notwendig. Sie hat im übrigen in der am 
18. Juni 1970 erteilten Antwort auf die mündliche Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Meister darauf hingewiesen, daß ange- 
sichts der Erfahrung der letzten Jahre ungewiß ist, ob ein 
Förderrückgang in den anderen Bergbauländern der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu einer nennenswerten Mehrnach- 
frage nach deutscher Kohle aus diesen Ländern führen wird. Es 
besteht deshalb keine Veranlassung, die Vorteile der Förder- 
konzentration auf die ertragstärksten Zechen - die nicht unbe- 
dingt zu einem Förderrückgang führen muß — in Erwartung 
einer sehr unsicheren künftigen Mehrnachfrage aus den Partner- 
ländern der Gemeinschaften ungenutzt zu lassen. 

Sollten die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften aus Gründen der Versorgungssicherheit die Aufiecht- 
erhaltung einer höheren Steinkohlenförderung in der Bundes- 
republik für erforderlich halten, so ist der deutsche Bergbau 
bereit, entsprechende Vorsorge zu treffen. Voraussetzung ist 
allerdings, daß die Kohleverbraucher und der Handel in den 
Mitgliedstaaten durch langfristige vertragliche Bindungen den 
Absatz der zusätzlichen Förderung zu auskömmlichen Preisen 
sichern. 


7. Nach der Pressemitteilung des Bundeswirtschaftsministeriums 
vom 1. Juni 1970 beruht die Konzeption für das Problem der 
Versorgungssicherheit u. a. auf einer „Politik der stärkeren 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften". 

Auf der anderen Seite sollen die Vertreter der Bundesregierung 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter des Ministerrates die 
Rahmenvorschläge der Kommission, die dieses Ziel verfolgen, 
als zu weitgehend und für die Bundesregierung in dieser Form 
als nicht annehmbar bezeichnet haben. Sollte die Bundesregie- 
rung, wenn sie Verantwortung fordert, nicht auch Rechte zuge- 
stehen? 
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bereits betont, daß sie eine abgestimmte Versorgungspolitik 
der Gemeinschaft befürwortet. Damit befindet sich die Bundes- 
regierung in Übereinstimmung mit den Rahmenvorschlägen der 
Kommission, wie sie in der „Ersten Orientierung für eine 
gemeinschaftliche Energiepolitik'' niedergelegt worden sind. 

Gemäß ihrer Ankündigung, „gemeinsam mit den Vertretern der 
Mitgliedstaaten Maßnahmen zur Überwindung von Versor- 
gungsschwierigkeiten zu prüfen", hat die Kommission inzwi- 
schen in Absprache mit den für Energiefragen zuständigen 
leitenden Beamten der Mitgliedsländer eine Gruppe von Sach- 
verständigen mit der Ausarbeitung einer Studie über die Ver- 
sorgungsbedingungen der Gemeinschaft beauftragt. Die Bundes- 
regierung unterstützt diese Arbeiten nachhaltig. Der Ausschuß 
der Ständigen Vertreter wurde mit dieser Frage noch nicht 
befaßt. 

Weiterhin hat die Kommission inzwischen zur Konkretisierung 
der in der „Ersten Orientierung" niedergelegten allgemeinen 
Grundsätze dem Rat zwei Verordnungsentwürfe über Investi- 
tionen und Einfuhren übersandt, die zur Zeit in der Gruppe 
„Energie" der Ständigen Vertreter beraten werden. Die Ver- 
ordnungsentwürfe sind dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat zugeleitet worden. Der Bundesrat hat am 17. April 
1970 mit Drucksache 65/70 hierzu Stellung genommen. Die 
deutsche Delegation ist in den Beratungen der Gruppe „Energie" 
bemüht, die vom Bundesrat geltend gemachten Punkte durchzu- 
setzen, ohne die Notwendigkeit ausreichender Informationen 
für die Kommission als Grundlage weiterer Vorschläge für eine 
gemeinsame Versorgungspolitik in Frage zu stellen. Ebenso 
wird die deutsche Delegation bei diesen Verhandlungen die 
zum Teil erheblichen Bedenken berücksichtigen, die der Bundes- 
regierung von der deutschen Wirtschaft - insbesondere vom 
Deutschen Industrie- und Handelstag, dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie und den mittelständischen Mineralölver- 
bänden - zugeleitet worden sind. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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